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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde der
XXXX , geboren am XXXX , bevollmichtigt vertreten durch KOBV fiir Wien, NO und Bgld, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom 17.12.2020, betreffend Abweisung der
Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung”, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 17.12.2020 hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:


file:///

Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
~Unzumutbarkeit der BenuUtzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung” in den Behindertenpass gem. 88 42 und 45 BBG (Bundesbehindertengesetz) abgewiesen. In ihrer
Begrindung traf die belangte Behorde die Feststellung, dass die Voraussetzungen fur die genannte Zusatzeintragung

nicht vorlagen.

2. Gegen diesen Bescheid wurde vom bevollmachtigten Vertreter fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage
von Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass die BeschwerdeflUhrerin aufgrund ihrer massiven
Beeintrachtigungen nicht in der Lage sei, eine Gehstrecke von 300 Metern zurticklegen. Die Beschwerdefiihrerin leide
zudem an einer Herzschwdche und bekomme nicht ausreichend Luft. Bei der Beschwerdeflhrerin werde am

16.02.2021 ein Herzschrittmacher implantiert.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 10.02.2021 beim

Bundesverwaltungsgericht ein.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.  Feststellungen:

Die Beschwerdeflhrerin ist im Besitz eines giltigen Behindertenpasses.

Die Voraussetzungen fiur die Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" liegen nicht vor.

2. Beweiswirdigung:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten ist schlissig und nachvollziehbar, es weist keine Widersprtche
auf.

Die Beschwerdefuhrerin leidet an folgenden Funktionseinschrankungen:
1. Kniegelenksersatz beidseits, Pos.Nr.: 02.05.19, Grad der Behinderung 30 %
2. Degenerative Huftgelenksveranderungen bei Hiftgelenksersatz links, Pos.Nr.: 02.05.09, Grad der Behinderung 30%

3. Hypertonie, rezidivierendes Vorhofflimmern, Zustand nach erfolgreicher Kardioversion 06/20, Pos.Nr.: 05.01.02,
Grad der Behinderung 20%

4. Diabetes mellitus, Pos.Nr.: 09.02.01, Grad der Behinderung 20%

5. Varikositas, Zustand nach Venenstripping beidseits, Pos.Nr.: 05.08.01, Grad der Behinderung 20%
6. Degenerative Wirbelsaulenveranderungen, Pos.Nr.: 02.01.01, Grad der Behinderung 20%

7. Psoriasis vulgaris, Pos.Nr.: 01.01.01, Grad der Behinderung 10%

Im medizinischen Sachverstandigengutachten eines Arztes fir Allgemeinmedizin, wird, basierend auf der persénlichen
Untersuchung der Beschwerdefuhrerin, am 12.10.2020, im Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:

Die Beschwerdefuhrerin leidet an degenerativen Huftgelenksveranderungen bei Huftgelenksersatz links,
degenerativen Wirbelsaulenveranderungen und hat einen Kniegelenksersatz beidseits, die selbststandige
Fortbewegung im 6ffentlichen Raum, insbesondere die Zurticklegung einer kurzen Wegstrecke von 300 bis 400 Metern
ist der Beschwerdefuhrerin jedoch, allenfalls unter Verwendung einer Stitzkricke, moglich. Bei der
Beschwerdefihrerin ist die grobe Kraft und Koordination erhalten. Die Beschwerdeflhrerin konnte im Zuge der
personlichen Untersuchung ausreichend sicher gehen, das Gangbild zeigte sich war zwar etwas kleinschrittig, aber
ohne relevante Sturzneigung. Die BeschwerdefUhrerin benltzt eine Stutzkricke und gab gegenlber dem
Sachverstandigen selbst an, dass sie mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln zur Untersuchung angereist ist. Der Einwand
der Beschwerdeflhrerin betreffend unzureichende Ausstattung der Wiener Linien mit Niederflurgardinen ist nicht
geeignet, die Unzumutbarkeit der Benttzung o6ffentlicher Verkehrsmittel zu begriinden, zumal regelméfig auch
Niederflurgardinen fahren.

Aus dem arztlichen Befundbericht vom 31.07.2020 geht zwar hervor, dass aufgrund der fortgeschrittenen Schmerzen
die Gehstrecke auf den Wohnbereich limitiert sei, doch konnte die Beschwerdefiihrerin mit den o6ffentlichen
Verkehrsmitteln zur Untersuchung anreisen und gibt sie selbst an, auch das Auto benltzen zu koénnen. Die



Ausfuhruneng im Befundbericht sind, insbesondere vor dem Hintergrund der persénlichen Untersuchung durch den
Sachverstandigen, nicht objektivierbar.

Bei der Beschwerdefiuhrerin liegt ein Huftgelenksersatz links vor, doch konnte nur eine maRige
Bewegungseinschrankung objektiviert werden, am rechten Gelenk liegt eine endlagige, schmerzbedingte
Einschrankung vor. Bei der Beschwerdeflhrerin liegt zudem ein Kniegelenksersatz beidseits vor, die Beweglichkeit
konnte mit 0-0-100° objektiviert werden. Der Beschwerdefihrerin ist sohin das Uberwinden der Niveauunterschiede
ausreichend maoglich, sodass ihr das Einsteigen und das Aussteigen aus einem 6ffentlichen Verkehrsmittel moglich ist.
Die Beschwerdefuhrerin konnte sich im Zuge der persdnlichen Untersuchung selbststandig und ohne Kriicke hinsetzen
und erreichte aus der Sitzhaltung mit beiden Handen den Boden, relevante Funktionseinschrankungen waren dabei
nicht ersichtlich.

Bei der Beschwerdefiihrerin ist die Greiffunktion beidseitig erhalten und ist ihr der Faustschluss beidseits vollstandig
durchfihrbar. Es sind keine wesentlichen Einschrankungen der oberen Extremitdten objektivierbar. Die
Beschwerdefihrerin kann sich daher in einem offentlichen Verkehrsmittel ausreichend sicher festhalten und ist ihr
nach den Untersuchungsergebnissen das Hinsetzen selbststandig ohne Hilfsmittel mdglich, sodass der sichere
Transport im o&ffentlichen Verkehrsmittel gewahrleistet ist. Da sich die Beschwerdeflihrerin mit einer Stutzkriicke
vorwartsbewegt, ist ein stabiler Stand und Gang auch wahrend der Bewegung des offentlichen Verkehrsmittels
gewahrleistet.

Bei der Beschwerdeflhrerin liegen keine wesentlichen Einschrankungen der kardiorespiratorischen Leistungsreserven
vor. Aus dem vorliegenden Patientenbrief vom 23.06.2020 geht hervor, dass bei der Beschwerdeflihrerin keine
Dyspnoe vorliegt und sie an keinen Beschwerden leide. Die Beschwerdeflhrerin konnte zudem bereits am
Aufnahmetag mit einem normofrequenten Sinusrythmus aus der stationdren Uberwachung nach Hause entlassen
werden. Aus dem ambulanten Patientenbrief vom 11.11.2020 geht hervor, dass die Beschwerdeflhrerin subjektiv Gber
eine Belastungsdyspnoe klage, eine Diagnose ist dem Patientenbrief jedoch nicht zu entnehmen. Die diesem
Patientenbrief zu entnehmende geplante Implantation eines Schrittmachers wird dartber hinaus zu einer weiteren
Stabilisierung des Zustandes fihren. Im Zuge der persoénlichen Untersuchung konnte der Sachverstandige
arrythmische Herzténe objektivieren die Beschwerdeflhrerin war jedenfalls kardial kompensiert. Die Benltzung von
offentlichen Verkehrsmitteln ist durch die Funktionseinschrankung ,Hypertonie, rezidivierendes Vorhofflimmern,
Zustand nach erfolgreicher Kardioversion 06/20" jedoch nicht erschwert.

Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal ausfuhrlich eingegangen. Ebenso wurde zu den Auswirkungen der
festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die Benlutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel Stellung genommen.

Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf dem im Rahmen persénlicher Untersuchung der Beschwerdeflhrerin
erhobenen klinischen Befund, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten
Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit des befassten Sachverstandigen oder dessen
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Das Sachverstandigengutachten wird daher in freier Beweiswirdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.
3.  Rechtliche Beurteilung:

GemalR§ 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)
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Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen. (8§ 42 Abs. 1 BBG)

Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls einzutragen:
1.-2.(...)

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

- erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

- erhebliche Einschrankungen der korperlichen Belastbarkeit oder

- erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder
- eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

- eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach 8 1 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d

vorliegen.

(8 1 Abs. 2 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen auszugsweise)

Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in § 1 Abs. 2 genannten Eintragungen erfullt sind, bildet
ein Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmoglichkeiten zu bertcksichtigen.

(8 1 Abs. 3 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)

Zum Nachweis, dass der Behindertenpassinhaber/die Behindertenpassinhaberin, der/die Uber die Eintragung
+Unzumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung"” verfugt, die im § 29b Abs. 2 bis 4 der StraBenverkehrsordnung 1960, BGBI. 159 (StVO), genannten
Berechtigungen in Anspruch nehmen kann, ist ihm/ihr ein Parkausweis auszustellen. Die in einem gultigen
Behindertenpass enthaltene Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung oder Blindheit” ist der Eintragung ,,Unzumutbarkeit der Benitzung offentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" gleichzuhalten.

(8 3 Abs. 1 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)
Zu§81Abs.2Z3:

Mit der vorliegenden Verordnung sollen prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Bentitzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berUcksichtigt.

Grundsatzlich ist eine Beurteilung nur im Zuge einer Untersuchung des Antragstellers/der Antragstellerin méglich. Im
Rahmen der Mitwirkungspflicht des Menschen mit Behinderung sind therapeutische Méglichkeiten zu bertcksichtigen.
Therapierefraktion - das heil3t keine therapeutische Option ist mehr offen - ist in geeigneter Form nachzuweisen. Eine
Bestatigung des Hausarztes/der Hausarztin ist nicht ausreichend.

Durch die Verwendung des Begriffes ,dauerhafte Mobilitatseinschrankung” hat schon der Gesetzgeber (StVO-Novelle)
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeintrachtigung handeln muss, die zumindest 6 Monate
andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsatzlichen Voraussetzungen fur die Erlangung eines
Behindertenpasses.

Nachfolgende Beispiele und medizinische Erlduterungen sollen besonders haufige, typische Falle veranschaulichen
und richtungsgebend fir die arztlichen Sachverstandigen bei der einheitlichen Beurteilung seltener, untypischer
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ahnlich gelagerter Sachverhalte sein. Davon abweichende Einzelfdlle sind denkbar und werden von den
Sachverstandigen bei der Beurteilung entsprechend zu begriinden sein.

Die Begriffe ,erheblich” und ,schwer” werden bereits jetzt in der Einschatzungsverordnung je nach
Funktionseinschrankung oder Erkrankungsbild verwendet und sind inhaltlich gleich bedeutend.

Unter erheblicher Einschrankung der Funktionen der unteren Extremitdten sind ungeachtet der Ursache
eingeschrankte Gelenksfunktionen, Funktionseinschrankungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln, Sehnen,
Bandern, Muskeln, Nerven, GefaRRen, durch Narbenzige, Missbildungen und Traumen zu verstehen.

Zusatzlich vorliegende Beeintrachtigungen der oberen Extremitdten und eingeschrankte Kompensationsmaéglichkeiten
sind zu bertcksichtigen. Eine erhebliche Funktionseinschrankung wird in der Regel ab einer Beinverkirzung von 8 cm
vorliegen.

Erhebliche  Einschrankungen der  korperlichen  Belastbarkeit  betreffen  vorrangig  cardiopulmonale
Funktionseinschrankungen. Bei den folgenden Einschrankungen liegt jedenfalls eine Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel vor:

- arterielle Verschlusskrankheit ab 11/B nach Fontaine bei fehlender therapeutischer Option

- Herzinsuffizienz mit hochgradigen Dekompensationszeichen

- hochgradige Rechtsherzinsuffizienz

- Lungengerusterkrankungen unter Langzeitsauerstofftherapie

- COPD IV mit Langzeitsauerstofftherapie

- Emphysem mit Langzeitsauerstofftherapie

- mobiles Gerat mit Flussigsauerstoff muss nachweislich benitzt werden

Keine Einschrankung im Hinblick auf die Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel haben:

- vorubergehende Funktionseinschrankungen des Immunsystem als Nebenwirkung im Rahmen von Chemo-und

/oder Strahlentherapien,

- laufende Erhaltungstherapien mit dem therapeutischen Ziel, AbstoRRreaktionen von Transplantaten zu verhindern

oder die Aktivitat von Autoimmunerkrankungen einzuschranken,
- Kleinwuchs

- gut versorgte lleostoma, Colostoma und Ahnliches mit dichtem Verschluss. Es kommt weder zu Austritt von Stuhl
oder Stuhlwasser noch zu Geruchsbelastigungen. Lediglich bei ungtinstiger Lokalisation und deswegen permanent

undichter Versorgung ist in Ausnahmefallen die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel unzumutbar,

- bei Inkontinenz, da die am Markt tblichen Inkontinenzprodukte ausreichend sicher sind und Verunreinigungen
der Person durch Stuhl oder Harn vorbeugen. Lediglich bei anhaltend schweren Erkrankungen des Verdauungstraktes

ist in Ausnahmefallen die Benutzung ¢ffentlicher Verkehrsmittel unzumutbar.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behorde zu
ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung
nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern
nicht die Unzumutbarkeit der Benttzung offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH vom
23.05.2012, ZI. 2008/11/0128, und die dort angefuhrte Vorjudikatur sowie vom 22. Oktober 2002, ZI. 2001/11/0242,
vom 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu dieser Zusatzeintragung ist die Benultzung o6ffentlicher
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Verkehrsmittel dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe,
allenfalls unter Verwendung zweckmaliger Behelfe ohne Unterbrechung zurtickgelegt werden kann oder wenn die
Verwendung der erforderlichen Behelfe die Bentitzung offentlicher Verkehrsmittel in hohem Mal3e erschwert. Die
Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauernde Gesundheitsschadigung
auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt.

Zu prufen ist die konkrete Fahigkeit 6ffentliche Verkehrsmittel zu benttzen. Zu berilcksichtigen sind insbesondere zu
Uberwindende Niveauunterschiede beim Aus- und Einsteigen, Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei
notwendig werdender Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt. (VWGH 22.10.2002, ZI.2001/11/0242;
14.05.2009, 2007/11/0080)

Far die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich der Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel kommt es entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden
Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benultzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf
andere Umstande, die die Benltzung &ffentlicher Verkehrsmittel erschweren. Aus diesem Grund ist der Umstand
betreffend die mangelnde Infrastruktur (Vorhandensein und Erreichbarkeit, Entfernung zum nachsten o6ffentlichen
Verkehrsmittel, "Leben am Land") oder den Transport von schweren Gepacksticken und das Tatigen von Einkaufen
rechtlich nicht von Relevanz und kann daher bei der Beurteilung der Zumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel nicht bertcksichtigt werden (VwWGH vom 22.10.2002, ZI. 2001/11/0258).

Dasselbe gilt fur das Vorbringen, wonach nicht alle Fahrzeuge der 6ffentlichen Verkehrsmittel barrierefrei seien. Dabei
ist auch darauf hinzuweisen, dass es zwar allenfalls zeitaufwandiger, aber nicht unzumutbar im Sinne der Bestimmung
des § 1 Abs. 2 Z 3 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen erscheint,
gegebenenfalls das Eintreffen einer Niederflurgarnitur mit ebenem Einstieg abzuwarten.

Betreffend die Beurteilung ob eine dauernd starke Gehbehinderung iSd§ 29b StVO1960 in der Fassung vor dem
01.01.2014 vorliegt, ist der Verwaltungsgerichtshof von einer moglichen Wegstrecke von mehr als 300 m ausgegangen.

Es ist von einer ausreichenden Funktionsfahigkeit des Bewegungsapparates auszugehen, die vorgebrachten
Schmerzen konnten nicht in einem AusmaR festgestellt werden, welche die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
erheblich erschweren bzw. kann diesen durch milde Schmerzmedikation angemessen begegnet werden.

Bei der BeschwerdeflUhrerin liegen weder erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten noch
der korperlichen Belastbarkeit vor bzw. konnten keine mafigebenden Einschréankungen psychischer, neurologischer
oder intellektueller Fahigkeiten oder von Sinnesfunktionen festgestellt werden, es ist auch keine schwere anhaltende
Erkrankung des Immunsystems vorhanden.

Sowohl die Geh-, Steh- und Steigfahigkeit als auch die cardiopulmonale Belastbarkeit sind ausreichend.
Daher ist die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel zumutbar.

Es ist festgestellt worden, dass die dauernden Gesundheitsschadigungen kein Ausmal erreichen, welches die
Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung &ffentlicher Verkehrsmittel” in den Behindertenpass
rechtfertigt.

Es war spruchgemall zu entscheiden.
2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine Offentliche
mundliche Verhandlung durchzufiihren.

(8 24 Abs. 1 VWGVG)
Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurlickzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben, die angefochtene Auslibung unmittelbarer verwaltungsbehoérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die
angefochtene Weisung flr rechtswidrig zu erklaren ist oder
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2. die SGumnisbeschwerde zurlickzuweisen oder abzuweisen ist.
(8 24 Abs. 2 VWGVG)

Der Beschwerdeflihrer hat die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden. (8 24 Abs. 3 VWGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. (8 24 Abs. 4 VWGVG)

Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdrticklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart
werden. (§ 24 Abs. 5 VWGVG)

Maligebend fir die gegenstandliche Entscheidung Uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur den beantragten

Zusatzvermerk sind die Art, das Ausmal und die Auswirkungen der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen.
Da der Sachverhalt geklart ist, konnte die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung unterbleiben.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. MalRgebend sind die Art des Leidens und das festgestellte

Ausmal? der Funktionsbeeintrachtigungen.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw.

auf eine ohnehin klare Rechtslage stutzen.

In den Erlduterungen zur Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von ParkausweisenBGBI. ||
495/2013 wird ausgefiihrt, dass ausgehend von den bisherigen durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
entwickelten Beurteilungskriterien zur Frage ,Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel”
Funktionseinschrankungen relevant sind, die die selbststandige Fortbewegung im offentlichen Raum sowie den
sicheren, gefahrdungsfreien Transport im offentlichen Verkehrsmittel erheblich einschranken. Als Aktionsradius ist
eine Gehstrecke von rund 10 Minuten, entsprechend einer Entfernung von rund 200 bis 300 m anzunehmen. Es war
sohin keine - von der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes abweichende - Neuregelung beabsichtigt.
Vielmehr wird in den Erlduterung ausdricklich festgehalten, dass im Hinblick auf die ab 01.01.2014 eingerichtete
zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit, um Rechtssicherheit zu gewahrleisten und die Einheitlichkeit der Vollziehung
der im Behindertenpass mdoglichen Eintragungen sicherzustellen, die Voraussetzungen, die die Vornahme von
Eintragungen im Behindertenpass rechtfertigen, in einer Verordnung geregelt werden sollen.

Schlagworte

Behindertenpass Sachverstandigengutachten Zumutbarkeit Zusatzeintragung
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